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Formerfordernisse von Anfang an gewahrt hätte. Daß 
es zu diesen konkreten Hinweisen selbst in diesem Sta­
dium der Auftragsbeziehungen nicht gekommen ist, 
stellt ein Versagen des Verklagten in seiner mit der 
Herausgeberfunktion verbundenen Leitungstätigkeit 
dar, das wesentlich mit zu dem unbefriedigenden Er­
gebnis in der Zusammenarbeit mit diesem Autor bei- 
getyagen hat.

Ihren Hauptstoß richtete die Argumentation des Ver­
klagten jedoch gegen den wissenschaftlichen Wert des 
Beitrags des Klägers. Wenn dem Kläger dabei ur­
sprünglich ein Vorwurf des Plagiats gemacht worden 
war, so bedeutete das einen sehr schweren Einwand 
gegen die Qualität der Arbeit, eine Negierung ihres 
schöpferischen Charakters, verbunden mit dem Vorwurf 
der Anmaßung fremder Urheberschaft. Ein solcher Vor­
wurf konnte indessen nicht aufrechterhalten werden; er 
wurde im Verfahren dahin abgeschwächt, daß der Klä­
ger aus einem von ihm mitvef faßten Werk ein sog. 
Selbstplagiat begangen habe.
Unter „Selbstplagiat“ kann man auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen Literatur allgemein die ungenügend 
kenntlich gemachte Übernahme von Teilen eines bereits 
veröffentlichten Werkes des Autors in einem späteren, 
mit dem erstgenannten nicht identischen Werk verste­
hen. Nun kann es keinem Autor verwehrt werden, sich 
in späteren Veröffentlichungen auf frühere zu stützen; 
im Interesse der Verdeutlichung des übergreifenden Zu­
sammenhangs mehrerer wissenschaftlicher Arbeiten des 
gleichen Autors, der Kontinuität und der selbstkriti­
schen Weiterentwicklung seiner Gedanken ist es sogar 
unerläßlich, auch auf eigene Arbeiten zurückzugreifen. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch stets, daß dieses Zu­
rückgreifen auch sichtbar gemacht wird. Geschieht dies, 
so liegt kein Selbstplagiat, sondern ein normales Zitat 
vor; man könnte hier allenfalls von einem Selbstzilat 
sprechen. Der moralische Vorwurf, der mit dem Begriff 
„Selbstplagiat“ verbunden ist, besteht eben darin, daß 
es der Autor unterlassen hat, seine Leser darauf auf­
merksam zu machen, daß bestimmte, mitunter sehr we­
sentliche Teile seiner Arbeit bereits in einem anderen 
Zusammenhang publiziert worden sind. Auch wenn 
unterschiedliche Leserschichten angesprochen werden, 
ist es zur Information des Leserkreises notwendig, auf 
bereits vorliegende Publikationen hinzuweisen und das 
Verhältnis der neuen Ausarbeitung zu diesen Publika­
tionen klarzustellen.
Daß dies im vorliegenden Fall in der eingesandten Fas­
sung des Manuskripts vom Kläger unterlassen worden 
war, konnte vom Redaktionskollegium und dem Her­
ausgeber des Handbuchs nicht widerspruchslos hinge­
nommen werden. Auch von einem Handbuch erwartet 
man еіпё eigens für dieses erbrachte Leistung der Auto­
ren, mit der der neueste Stand des Wissens auf dem be­
treffenden Fachgebiet übersichtlich dargeboten wird. 
Der zu Recht beanstandete Mangel hätte aber ohne wei­
teres korrigiert werden können. Diese Korrektur hätte 
mit zu den Anforderungen gehört, nach denen die Über­
arbeitung des Manuskripts vom Autor hätte verlangt 
werden können. Es ist kein Grund ersichtlich, wegen 
der Unterlassung der Quellenangabe bei Selbstzitaten 
etwa ein Rücktrittsrecht des Auftraggebers anzuneh­
men.
So spitzt sich die Auseinandersetzung im vorliegenden 
Streitfall auf die Frage zu, ob die für den wissenschaft­
lichen Wert des Beitrags erforderlichen Qualitätsmerk­
male gegeben sind. Mangels einer besonderen, in dieser 
Richtung fixierten Qualitätsbestimmung bei der Auf­
tragsvergabe wird man davon ausgehen müssen, daß 
das wissenschaftliche Niveau des Beitrags dem entspre­

chen muß. was man von diesem Autor, der dem Her­
ausgeber durch seine bisherigen wissenschaftlichen Ar­
beiten zur Genüge bekannt war, normalerweise erwar­
ten kann. Dieser Maßstab muß,auf einer richtigen Ver­
bindung von persönlichen und gesellschaftlichen Inter­
essen beruhen: Er setzt die bekannte persönliche Lei­
stungsfähigkeit des Autors in Beziehung zu dem mit 
dem Handbuch zu erreichenden Publikationsziel.

Der Maßstab, mit dem die wissenschaftliche Qualität 
des Werkes zu beurteilen ist, geht also von den gesell­
schaftlichen Erfordernissen aus, denen das zu schaffende 
Handbuch dient, und berücksichtigt auch die Persön­
lichkeit des Autors, dessen Leistung im Wege der A u f ­
tragsvergabe und der Bearbeitung des auftragsgemäß 
abgelieferten Manuskripts in das Gesamtwerk zu inte­
grieren ist. Es war daher richtig, vor der Entscheidung 
des Prozesses nicht nur nach den konkreten Vorstellun­
gen zu fragen, die die Parteien im Zeitpunkt des Ver­
tragsabschlusses von der Qualität des zu schaffenden 
Werkes hatten, sondern auch durch Beiziehung von 
Sachverständigengutachten zu klären, ob der wissen­
schaftliche Wert des Beitrags den bei einem Handbuch 
dieser Art einzuhallenden objektiven, von der soziali­
stischen Gesellschaft zu fordernden Qualitätsmerkmalen 
entspricht.

Die Sachverständigengutachten haben diese Frage zu­
gunsten des klagenden Autors beantwortet. Darauf und 
auf der weiteren Feststellung, daß der Autor den son­
stigen, vor allem den die äußere Form des Manuskripts 
berührenden Einwendungen des Verklagten durch eine 
etwa angeforderte Überarbeitung ohne weiteres hätte 
Rechnung tragen können, basiert die Entscheidung des 
Gerichts über den geltend gemachten Honoraranspruch. 
Das Gericht hat dabei die Bestimmungen des im Zeit­
punkt des Vertragsabschlusses in der DDR noch gelten­
den Verlagsgesetzes von 1901 und ergänzend die des 
BGB über den Werkvertrag angewandt. Da sich in dem 
mit dem Autor abgeschlossenen Verlagsvertrag keine 
Regelungen für den Fall vorfinden, daß das Manuskript 
vom Verklagten grundsätzlich abgelehnt wird, und im 
Vertrag nur wenig Angaben über die Form des Manu­
skripts und gar keine über den Aufbau der Arbeit ge­
macht sind, war das Gericht gezwungen, über diese 
Fragen nach allgemeinen Grundsätzen des Verhältnis­
ses von Autor und Verlag zu entscheiden, wie sie sich 
in der Entwicklung des Urhebervertragsrechts der DDR 
schon seit vielen Jahren herausgebildet und in der Ver­
tragspraxis durchgesetzt haben.

In solchen Fällen ist jetzt nicht nur auf das neue Ur­
heberrechtsgesetz, sondern vor allem auch auf das Ver­
tragsmuster für wissenschaftliche Literatur und Fach­
bücher in der Fassung vom 22. April 1966 (Verfügungen 
und Mitteilungen des Ministeriums für Kultur 1966 
Nr. 5, S. 53) zurückzugreifen, in dem insbesondere auch 
die Erfordernisse einer planmäßigen Zusammenarbeit 
zwischen Autor und Auftraggeber dargelegt sind. So 
heißt es in § 3 des einschlägigen Musters über einen 
Vorvertrag, daß Autor und Verlag bei der Ausarbei­
tung des Werkes vertrauensvoll und eng Zusammen­
arbeiten, um eine qualitäts- und termingerechte Fertig­
stellung des Manuskripts zu gewährleisten — ein Erfor­
dernis sozialistischer Verlagsvertragsbeziehungen, gegen 
das im zugrunde liegenden Streitfall eklatant verstoßen 
worden ist. Ferner ist in § 3 die Verpflichtung des Ver­
lags ausgesprochen, dem Autor die gewünschten Hin­
weise zu geben und die erforderlichen Richtlinien für 
die technische Gestaltung des Manuskripts schriftlich 
auszuhändigen — eine Verpflichtung, deren Erfüllung 
nicht zuletzt bei einem Handbuch von großer Bedeutung 
ist. , i .
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